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(Nr. 13383.) Geſetz über die Bereitſtellung von weiteren Staatsmitteln zur Wiederinſtandſetzung und 
ö Verbeſſerung ſtaatlicher Hafenanlagen. Vom 27. Oktober 1928. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, zur Wiederinſtandſetzung und Verbeſſerung ſtaat⸗ 
licher Hafenanlagen den weiteren Betrag von 3 413 500 AM nach Maßgabe des von dem Miniſter 
für Handel und Gewerbe feſtzuſetzenden Planes zu verwenden. 


8 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


§ 3. 
Die Ausführung des Geſetzes erfolgt durch den Miniſter für Handel find Gewerbe a den 
Finanzminiſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 27. Oktober 1928. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Schreiber. 


(Nr. 13384.) Verordnung über die Auflaſſung in Preußen belegener Grundſtücke vor Amtsgerichten und 
Notaren anderer Länder. Vom 29. Oktober 1928. 


Auf Grund des Artikels 26 8 1 Abſ. 1 Satz 2 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche vom 20. September 1899 (Geſetzſamml. S. 177), des Geſetzes vom 13. Mai 1918 
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(Geſetzſamml. S. 51) und des Artikels 82 Abſ. 1 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 
30. November 1920 (Geſetzſamml. S. 543) wird folgendes verordnet: 


§ 1. 
Die Auflaſſung eines in Preußen belegenen Grundſtücks kann außer vor den im Artikel 26 81 
Abſ. 1 Satz 1 AG. BGB. genannten preußiſchen Stellen auch vor einem Amtsgericht oder vor einem 
Notar eines anderen deutſchen Landes erklärt werden, ſofern dieſes Amtsgericht oder dieſer Notar 
nach dem Rechte des Landes, dem ſie angehören, für die Auflaſſung dort belegener Grundſtücke 
zuſtändig iſt, und ſofern die in SS 2, 3 dieſer Verordnung eech weiteren Vorausſetzungen 
gegeben ſind. 
§ 2. 
Ein nichtpreußiſches Amtsgericht iſt für die Auflaſſung eines in Preußen belegenen Grund⸗ 
ſtücks nur zuſtändig, wenn nach dem Rechte des Landes, dem es angehört, 
a) die preußiſchen Amtsgerichte für die Auflaſſung von Grundſtücken dieſes Landes 
zuſtändig ſind, 
b) die vor preußiſchen Amtsgerichten erklärten Auflaſſungen ſolcher Grundſtücke und die 
daraufhin erfolgenden Eintragungen im Grundbuch in gebühren⸗ und ſteuerrechtlicher 
Hinſicht den Auflaſſungen, die vor den Amtsgerichten dieſes Landes vorgenommen ſind, 
und den daraufhin erfolgenden Eintragungen im Grundbuche gleichbehandelt werden. 


§ 3. 
Ein nichtpreußiſcher Notar iſt für die Auflaſſung eines in Preußen belegenen Grundſtücks nur 
zuſtändig, wenn nach dem Rechte des Landes, von dem er ernannt iſt, 

a) die preußiſchen Notare für die Auflaſſung von Grundſtücken dieſes Landes zuſtändig ſind, 

b) die vor preußiſchen Notaren erklärten Auflaſſungen ſolcher Grundſtücke und die daraufhin 
erfolgenden Eintragungen im Grundbuch in gebühren- und ſteuerrechtlicher Hinſicht den 
Auflaſſungen, die vor den Notaren dieſes Landes vorgenommen ſind, und den daraufhin 
erfolgenden Eintragungen im Grundbuche gleichbehandelt werden. 


§ 4. 

Der Juſtizminiſter macht in der Preußiſchen Geſetzſammlung ein Verzeichnis derjenigen 
deutſchen Länder bekannt, in denen die Amtsgerichte oder Notare oder beide Stellen gemäß 88 1—3 
dieſer Verordnung für die Auflaſſung von Grundſtücken, die in Preußen belegen ſind, zuſtändig 
ſind. Der Juſtizminiſter kann das Verzeichnis nötigenfalls abändern oder ergänzen. 

Eine Auflaſſung vor einem in dieſem Verzeichnis als zuſtändig bezeichneten nichtpreußiſchen 
Amtsgericht oder Notar iſt, wenn die Vorausſetzungen der 88. 1—3 dieſer Verordnung nicht vor⸗ 
liegen, aus dieſem Grunde nicht unwirkſam. 


§ 5. 


Die Vorſchriften des Artikels 26 § 1 Abſ. 2 und § 2 AG. BGB. gelten auch für die vor einem 
nichtpreußiſchen Amtsgericht oder Notar erklärten Auflaſſungen. 


§ 6. 
Dieſe Belle tritt am 1. April 1929 in Kraft. 


Berlin, den 29. Oktober 1928. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Bug um. f Schmidt. 
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Auf Grund des § 38 Abf. 5 des Geſeges über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 17. Februar 1928 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 25) wird folgendes 
angeordnet: 

Der Vorſtand des Kommunalverbandes kann anordnen, daß die Ausloſung der 
Reihenfolge, in welcher die Beiſitzer an den einzelnen Sitzungen des Mieteinigungsamts 
teilnehmen ($ 4 der Verordnung vom 25. September 1923 — Geſetzſamml. S. 449 —, 
§ 9 der Verordnung vom 15. Auguſt 1923 — Geſetzſamml. S. 405 —), durch einen Vor⸗ 
ſitzenden des Mieteinigungsamts vorgenommen wird. 


Berlin, den 27. Oktober 1928. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


(Nr. 13386.) Bekanntmachung der neuen Fun 8 des Geſetzes über die Feſtſetzung der Gemeindewahlen 
vom 18. April 1928 (Geſetzſamml. S. 99). Vom 1. November 1928. 


Das Geſetz über die Feſtſetzung der Gemeindewahlen vom 18. April 1928 (Geſetzſamml. S. 99) 
wird auf Grund des § 8 Abſ. 2 des Geſetzes über die Feſtſetzung der Wahlen zu den Provinzial⸗ 
landtagen (Kommunallandtagen) und den Kreistagen ſowie zur Ergänzung des Geſetzes über die 
Feſtſetzung der Gemeindewahlen vom 18. April 1928 (Geſetzſamml. S. 99) vom 29. 1 1928 
(Geſetzſamml. S. 197) in der neuen Faſſung nachſtehend betanngen en f ö 


Berlin, den 1. November 1928. 


Der Preußische Miniſter des Wien 
Grzeſinski. 


Geſetz über die Feſtſetzung der Gemeindewahlen. 
8 1. 


Die Gemeindevertretungen der Städte und Landgemeinden ſowie die Amtsvertretungen in 
der Rheinprovinz und der Provinz Weſtfalen ſind bis zum 31. Dezember 1929 neu zu wählen. Die 
Wahlen dürfen nicht vor dem 30. September ſtattfinden. 


(1) Die Diner der Wahlzeit beträgt für ſämtliche a ea Ars erteetungen 
und Vertretungen der Kirchſpielslandgemeinden vier Jahre. Einzelne Neuwahlen, die aus beſonderem 
Anlaß während der laufenden Wahlzeit erfolgen, gelten nur bis zum Ablaufe der allgemeinen 
Wahlzeit. Finden ſie innerhalb zwölf Monaten vor Ablauf der allgemeinen Wahlzeit ſtatt, ſo endet 
die Wahlzeit erſt gleichzeitig mit der nächſten allgemeinen Wahlzeit. 

(2) Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, für die allgemeinen BE: 61 1 in A 
bindung mit Abi. 1 Satz 1) den Wahltag zu beſtimmen. 


9 4 
Nach jeder Neuwahl der Gemeindevertretungen find die gewählten Mitglieder aller Gemeinde 
deputationen und kommiſſionen neu zu wählen. f 


7 5 
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§ 4. 5 
Im Geltungsbereiche der Städteordnung für die Provinz Schleswig⸗Holſtein werden fortan die 
unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder nur von den gewählten Mitgliedern der Gemeindevertretung 
gewählt. 


§ 5. 
ss 12 und 20 des Gemeindewahlgeſetzes vom 9. April 1923 in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 12. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 99) finden Anwendung. 


8 6. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


87. 


Der Miniſter des Innern erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes nötigen Anweiſungen. 


* 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Februar 1927 
über die Genehmigung zur Erweiterung des Zweckes der Lübeck-Büchener Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft auf eine Beteiligung an dem Schiffahrtsunternehmen der Lübeck-Linie 
Aktiengeſellſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 43 S. 337, ausgegeben am 27. Oktober 1928; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Dezember 1927 


über die Genehmigung zur Erweiterung des Zweckes der Lübeck-Büchener Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft auf den Bau und Betrieb anderer Verkehrsunternehmungen uſw. 


durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 43 S. 337, ausgegeben am 27. Oktober 1928; 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Oktober 1928 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Polſum für den Ausbau des 
Kötterwegs 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 43 S. 189, ausgegeben am 27. Oktober 1928; 
4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Oktober 1928 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinden Bornſen und Drebenſtedt 
für den kunſtſtraßenmäßigen Ausbau des ſogen. Kirchſteigs zwiſchen Bornſen und 
Drebenſtedt 
durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 42 S. 219, ausgegeben am 20. Oktober 1928; 
5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Oktober 1928 i 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die evangeliſche Kirchengemeinde Uthleben 
für die Erweiterung ihres Friedhofs 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 42 S. 249, ausgegeben am 20. Oktober 1928 } 
6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Oktober 1928 
über die Genehmigung des Nachtrags zum Statut der Central⸗Landſchaft für die Preußiſchen 
Staaten über die Ausgabe 5% landſchaftlicher Central⸗Goldpfandbriefe (Liquidations⸗ 
pfandbriefe) ſowie über die Ermächtigung zur Ausgabe von landſchaftlichen Central⸗ 
Goldpfandbriefen (Liquidationspfandbriefen) 
durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 43 S. 343, ausgegeben am 27. Oktober 1928. 
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